
Bundessozialgericht

- 8/8a RU 94/79 -

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

0.00.0000... ......... 0.0.0.0.0000QQOOOOOCCOC...

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ...................................

g e g e n

...o....oooonooonooooooooo0.00.00000000000000

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: ................ ..... ... ........ ..

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 22. Januar 1984 für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 26. September 1979 wird

zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten

des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die beklagte Berufs-

genossenschaft (BG) dem Kläger eine Verletztenrente nach

einer MdE von 15 vH der Vollrente ab 1. Juni 1976 zu ge-

währen hat.

Der Kläger leidet an einer beiderseitigen Lärmschwerhörig-

keit als Berufskrankheit mit einer MdE von 15 vH. Er be-

zieht seit Jahren eine Beschädigtenrente nach dem Bundesver-

sorgungsgesetz (BVG) mit einer MdB von 40 vH. Die Beklagte

lehnte eine Verletztenrente ab, weil die Lärmschwerhörigkeit

nur eine MdE von 15 vH bedinge und die Versorgungsrente zu

Unrecht gezahlt werde.(Bescheid vom 25. August 1958).

Während das Sozialgericht (SG) Hannover die Klage abgewiesen

hat (Urteil vom 18. Dezember 1978), hat das Lendessozialge-

richt (LSG) Niedersachsen die Beklagte unter Aufhebung dieses

Urteils und in Abänderung des Bescheides verurteilt, dem

Kläger ab 1. Juni 1976 Verletztenrente in Höhe von 15 vH der

Vollrente zu zahlen; die weitergehende Berufung des Klägers
hat es zurückgewiesen (Urteil vom 26. September 1979).

Mit der zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine Ver—

letzung des 5 581 Abs } Reichsversicherüngsordnung (RVG).

Sie beantragt sinngemäß,

das Urteil des Landessozialgerichts aufzu—

3 ' heben und die Berufung des Klägers zurück—
zuweisen,

! ' hilfsweise,
} den Rechtsstreit an die Vorinstanz zurück-

\ _
' zuverweisen.

Der Kläger beantragt.

\ die Zurückweisung der Revision.

Die Beteiligten sind damit einverstanden, daß der Senat durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung entscheidet (S 124 Abs 2
Sozialgerichtgesetz —SGG—).
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Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Sie ist zurück—

zuweisen.

Nach 5 581 Abs 5 Satz 1 BVD ist für jeden, auch einen früheren
Arbeitsunfall Verletztenrente zu gewähren, wenn die Erwerbs—
fähigkeit des Verletzten infolge mehrerer Arbeitsunfälle gemin-

‘ dert ist und die Hundertsätze der durch die einzelnen Arbeits-

unfälle verursachten Minderung zusammen wenigstens die Zahl

zwanzig erreichen. Die Folgen‘eines Arbeitsunfalles sind nur

zu berücksichtigen, wenn sie die Erwerbsfähigkeit um wenigstens

10 vH mindern.(ä 581 Abs 5 Satz 2 BVD). Den Arbeitsunfällen
stehen ua Unfälle oder Entschädigungsfälle nach dem BVG gleich

(5 581 Abs 5 Satz 3 RVG).

Die beiderseitige Schwerhörigkeit des Klägers ist.mit einer MdB

von 15 vH zu bewerten. Die Schwerhörigkeit ist daher nach-5 581
Abs 5 Sätze 1 und 2 EVO nur zu berücksichtigen und zu berenten,

wenn sie zusammen mit den fortdauernden Folgen eines früheren

Arbeitsunfalles (Bschädigung) wenigstens die Zahl zwanzig er—
reicht. Das ISG hat seiner Entscheidung zutreffend eine MdE von
40 vH, bedingt durch eine Schädigung nach dem BVG zugrundege-

legt. Soweit die Beklagte demgegenüber meint, sie sei allein

dafür zuständig und dazu berufen, die durch die frühere Be—

schädigung bedingte und anerkannte MdB unabhängig von der Fest—

stellung der Versorgungsbehörde eigenständig nach den tatsäch—
lichen Verhältnissen festzulegen, ist dem nicht zuzustimmen.

Die Beklagte läßt nämlich unbeachtet, daß nach den 55 4 und 2
des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver—

sorgung (KOVVfG) vom 2. Mai 1955 (BGBl I, 202) idF vom
10. März 1975 (BGBl I, 685) 1vm @ 24 Abs 2 SGB 1 grundsätzlich

die Versorgungsämter für die Durchführung des Bundesversorgungs—

gesetzes zuständig sind. Sie erlassen mit der Bekanntgabe wirk—

same, in der Sache bindende Verwaltungsakte (5 24 KOVVfG), die

nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen und nur von ihnen ge—

ändert oder aufgehoben werden können (@ 62 BVG, 55 40, 41, 42
KOVVfG). Die Bestandskraft der so erlassenen Verwaltungsakte

kommt in ihrer materiellen Gestaltungswirkung der materiellen

Rechtskraft von Urteilen nahe; sie ist ihnen wesensverwandt
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(BSGE 15, 424 ff; 18, 26; 18, 84, 89), bindet allerdings

nur hinsichtlich des Entscheidungs— (Verfügungssatzes), nicht

jedoch hinsichtlich der Gründe des Ausspruches, die aber uU

zur Auslegung heranzuziehen sind (BSGE 24, 240). Diese durch

5 77 SGGbedingte Bindung erstreckt sich mit ihrer Tatbestands—
wirkung auf alle Beteiligten (Betroffenen), in deren Rechts—

sphäre der Verwaltungsakt eingreift, also nicht nur auf die

in € 69 SGG für das Gerichtsverfahren genannten (Peters/Sautter/

Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, 52. Nachtrag zur
4. Aufl, 5 77 Anm 4c). Durch die Gleichstellung von Arbeits-

unfällen und Entschädigungsfällen in 5 581 Abs 5 Satz ; RVG
wird der Unfallversicherungsträger hinsichtlich des Verfügunge-

satzes durch Entscheidungen der dafür zuständigen Stellen mit;

betroffen und somit an sie gebunden, wenn er auch die Ver-
letztenrente festzustellen hat. Insoweit ist seine Prüfung der

Voraussetzungen einer Stützrente eingeschränkt. Diesem Ergebnis

steht nicht entgegen, daß das Bundessozialgericht (BSG) im
Urteil vom ?. März 1969 — 2 RU 55/67 — ausgeführt hat, es komme

nicht auf diejenige MdB an, von der die Versorgungsbehörde

früher ausgegangen sei, sondern auf diejenige, die im Unfall—

zeitpunkt noch verblieben war. Das BSG (aaO) hatte nämlich

nicht darüber zu entscheiden, wie sich die Rechtslage darstellt,

wenn die Bestandskraft eines Verwaltungsaktes der Versorgungs—

behörde im Zeitpunkt des Unfalles noch fortgewirkt hat. Maß-

gebend ist allein, ob der Verwaltungsakt, der eine frühere Be—

schädigung betrifft, im Zeitpunkt der Unfallrentengewährung eine

Entschädigung nach dem BVG gewährt. Dies ist hier der Fall. Dem

Urteil des 2. Senats vom 7. März 1969 — 2 EU 55/67 — ist nichts
Gegenteiliges zu entnehmen. Der dortige Sachverhalt war anders:

Schon vor dem Arbeitsunfall fehlte eine rentenberechtigende

und bindende MdB—Feststellung nach dem BVG. Auch der darin ent—
haltene Hinweis auf das Urteil vom selben Tage - 2 RU 121/66 —
(SozR Nr 5 zu @ 581 EVO) rechtfertigt es nicht, eine Bindung an die

Entscheidung der Versorgungsbehörde zu vernäihen und die MdE

selbständig neu zu bewerten (vgl Brackmann, Handbuch der Sozial—

versicherung, Band II, 1980, S 570m). Es sind vielmehr„die Fälle

zu unterscheiden, in denen eine Entschädigung nach.dem BVG im Augen—

blick der Entscheidung über die Rente aus dem Arbeitsunfall gewährt

wird von jenen, die eine Feststellung der MdE wegen der vorge—
schriebenen Mindestsätze nicht mit Bindungswirkung ermöglichen

[
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(lauterbach, Unfallversicherung Band II, 1980, S 581 Nr 18).

Das bedeutet: Für einen Arbeitsunfall ist ohne weitere Prüfung

Rente zu gewähren, wenn seine Folgen eine MdB von mindestens

10 vH erreichen und eine Entschädigung nach einem der in

5 581 Abs 5 Satz } RVOgenannten Gesetze gewährt wird. Sonst be—
steht keine Bindung an eine im Entschädigungsverfahren geschätzte

MdE (Bereiter-Hahn/Schieke, Unfallversicherung 4. Aufl einschl.

12. Ergänzungslieferung September 1980, 5 581 RdNr 10). Viel-
mehr ist dann eine durch die Beschädigung bedingte MdB aufgrund

eigener Prüfung durch den Unfallversicherungsträger einzustufen

(vgl Urteil des BSG vom ?. März 1969 — 2 RU 55/67 -). Führt diese

Einstufung, ebenso wie bei einem Arbeitsunfall, zu einer MdB von
mindestens 10 vH, dann reicht dies zur Stützung der Verletzten—

rente aus. Danach hat das LSG zu Recht für seine Verurteilung

zur Gewährung einer Verletztenrente die rechtsverbindliche Ent—

scheidung der Versorgungsbehörde herangezogen. Es hat im Einklang

mit 5 584 Abs 5 Satz 5 BVD zutreffend die den Arbeitsunfällen
gleichstehenden Entschädigungsfälle, die Entschädigung für Be—

schädigungen gewähren, ebenso behandelt wie Arbeitsunfälle, die

mit bindender Wirkung entschädigt werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

